Sitzungsvorlage zur Marktgemeinderatssitzung am 01.03.2012        
TOP 

Aufstellung einer Außenbereichssatzung für „Salzgattern“
a) Behandlung der Stellungnahmen und der Träger öffentlicher Belange

Der Marktgemeinderat nimmt die im Rahmen der öffentlichen Auslegung und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im vereinfachten Verfahren nach § 35 Abs. 6, 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB i. V. m. § 4 Abs. 2, § 3 Abs. 2 BauGB von 03.01.2012 – 03.02.2012 eingegangenen Stellungnahmen zur Kenntnis und behandelt sie wie folgt:

Keine Stellungnahme abgegeben:

Wasserwirtschaftsamt Deggendorf (Stellungnahme v. 21.02.2011)
Keine Bedenken:
LRA – Abteilung Städtebau (19.01.2012)

LRA – Untere Naturschutzbehörde (02.02.2012)
	Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

Behörde, Datum und Aktenzeichen der Stellungnahme 
Stellungnahme


	Entscheidung oder Stellungnahme

Des Gemeinderates

	LRA – Technischer Umweltschutz
Frau Bahle, 16.01.2012

Der Geltungsbereich der Satzung wurde nun im Osten verkleinert. Aus fachtechnischer Sicht sollt aber dennoch aufgrund der benachbarten B 12 in der Satzung aufgenommen werden, dass bei Wohnnutzungen die Kinder-, Schlaf- und Ruheräume auf die von der B 12 abgewandte Seite zu orientieren sind. 


	Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Eine entsprechende Festsetzung wird hierzu noch aufgenommen. 



	Staatliches Bauamt Passau

Herr Schwabengruber, 23.02.2011

Am Rande des Geltungsbereiches verläuft die Bundesstraße 12 (N) außerhalb des Erschließungsbereiches der Ortsdurchfahrt (Abschnitt 2080, von Station 2,165 bis Station 2,435). 

In diesem Bereich ist für die B 12 (N) ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet worden. Um bei der Regierung von Niederbayern eine Ausnahme von der Veränderungssperre (§ 9 a FStrG) beantragen zu können, wird um Aufnahme der aktuellen Straßenplanung (gemäß Planfeststellungsverfahren) gebeten. 

Entsprechende Pläne wurden per E-mail an das Ingenieurbüro Seitz gesandt, damit diese in den Planunterlagen zur Aufstellung der Außenbereichssatzung berücksichtigt werden. In der Außenbereichssatzung ist auf die beabsichtigte Straßenbaumaßnahme (gemäß eingeleiteter Planfeststellung) hinzuweisen. Als Auszug der Planfeststellung legen wir die Ergebnisse der schalltechnischen Berechnung bei. Hieraus ist ersichtlich, dass durch die geplante Straßenbaumaßnahme keine Lärmschutzmaßnahmen erforderlich sind.  Auf diesen Sachverhalt ist besonders hinzuweisen. 

Nach entsprechender Änderung ist der Entwurf der Außenbereichssatzung dem Staatlichen Bauamt Passau erneut zur Beurteilung vorzulegen, damit besagte Ausnahme von der Veränderungssperre beantrag werden kann. 

Staatliches Bauamt Passau

Herr Schwabengruber, 25.01.2012 und 01.04.2011
In diesem Bereich ist für die B12 (3-streifiger Ausbau zwischen Wimperstadl und Außernbrünst mit Kreuzungsumbau) ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet worden. Der neue Straßenverlauf wurde gemäß Planfeststellung in die Planunterlagen der Außenbereichssatzung eingearbeitet (lt. Plan vom Büro Seitz mit Datum vom 29.01.2011 bzw. 11.03.2011). Die Planung vom Büro Seitz mit Datum vom 29.01.2011 bzw. 11.03.2011 ist im weiteren Verfahren zu verwenden. 

Nach Rücksprachen mit der Regierung von Niederbayern wird eine Ausnahme der Veränderungssperre (§ 9a FStrG) genehmigt, da die geplante Baumaßnahme „3-streifiger Ausbau zwischen Wimperstadl und Außernbrünst mit Kreuzungsumbau“  von der Aufstellung der Außenbereichssatzung – Lückenfüllungssatzung „Salzgattern“ nicht unmittelbar betroffen ist. 

Gegen das geplante Bauvorhaben bestehen keine Einwendungen, wenn folgende Auflagen und Bedingungen in die planerischen oder textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgenommen werden:

1. Anbaubeschränkungen: (§ 9 FStrG bzw. Art. 23 BayStrWG)

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten (freie Strecke) ist, entlang der Bundes- und Staatsstraßen, das Anbauverbot bis zu einer Entfernung von 20 m, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahndecke, nach § 9 Abs. 1 FStrG bzw. nach Art. 23 Abs. 1 BayStrWG zu beachten. 

Vom nächstgelegenen Fahrbahnrand des künftigen Verlaufes der Bundesstraße (gemäß Planfeststellung) ist daher folgender Abstand einzuhalten:

Bis zu allen baulichen Anlagen, wie Hochbauten, Verkehrsflächen, Stellplätze, Aufschüttungen und Abgrabungen, Stützmauern, Werbeanlagen etc. 

Mindestens 

20 m 

Aus Gründen des Anprallschutzes und der Absturzsicherung sind in Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung die erforderlichen Schutzeinrichtungen der Richtlinie für passive Schutzeinrichtungen zu errichten. 

2. Einmündung und Kreuzungen von öffentlichen Straßen: 

(§ 12 FStrG bzw. Art. 31, 32 BayStrWG)

Die Bauflächen sind über die bestehenden Gemeindestraßen zu erschließen. 

Bestehende Kreuzungen und Einmündungen von öffentlichen Feld- und Waldwegen sind im Bereich der Bauflächen aufzulassen. 

3. Privatzufahrten: (§ 8 a FStrG, Art. 19 BayStrWG) 

Entlang der freien Strecke der Bundesstraße können aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des überörtlichen Verkehrs nicht zugelassen werden. 

Bestehende Zufahrten im Bereich der Bauflächen sind aufzulassen. 

4. Sichtdreiecke: (§ 4 FStrG bzw. Art. 10 BayStrWG und Richtlinie für die Anlagen von Straßen Teil: Knotenpunkte RAS-K1)

Sichtdreiecke von Zufahrten und Einmündungen in die B12 sind nicht betroffen . 

5. Entwässerung der Bauflächen:

Abwässer und Oberflächenwässer aller Art dürfen von Bauflächen, einschließlich der Verkehrsflächen, nicht auf den Straßengrund der Bundesstraße bzw. in die Straßenentwässerungsanlagen abgeleitet werden. 

6. Lärmentwicklung durch beabsichtigte Straßenbaumaßnahmen:

Insbesondere wird noch darauf hingewiesen, dass in Folge der Baumaßnahme B 12 „3-streifiger Ausbau zwischen Wimperstadl und Außernbrünst mit Kreuzungsumbau“ keine Erhöhung des Lärmpegels um mind. 3 dB(A) bzw. keine Zunahme auf über 70 Dezibel (A) am Tag und 60 Dezibel (A) in der Nacht erfolgt. Lärmschutzmaßnahmen sind deshalb, im Zusammenhang mit der vorstehend erwähnten Maßnahme, nicht erforderlich. Aus diesem Grund können an den Straßenbaulastträger keine Forderungen bezüglich Lärmschutzmaßnahmen gestellt werden. 

Fachliche Informationen und Empfehlungen: 

1. Verkehrsentwicklung: 

Die Verkehrsbelastungszahlen können unter der nachfolgend aufgeführten Adresse eingesehen werden: http://baysis.bybn.de 

2. Lärmschutz:

Die in der Verkehrslärmschutzverordnung (16. Bundesimmissionsschutzgesetz) vom 12.06.1990 enthaltenen Grenzwerte für die Lärmvorsorge sind unter Berücksichtigung der vorhersehbaren Verkehrsentwicklung einzuhalten. 


	Die aktuelle Straßenplanung des dreispurigen Ausbaus der B 12 wird in die Planunterlagen übernommen. Außerdem wird in der Außenbereichssatzung auf die beabsichtigte Straßenbaumaßnahme hingewiesen. In Abstimmung mit dem Staatl. Bauamt Passau konnte zwischenzeitlich eine Ausnahme von der Veränderungssperre erzielt werden.

In der Lückenfüllungssatzung wurden die Anbaubeschränkungen aufgenommen. 

Einmündungen sowie Kreuzungen von öffentlichen Straßen, sowie Privatzufahrten bestehen in diesem Bereich zur B 12 nicht. 

Die sonstig genannten Hinweise werden vom Marktgemeinderat zur Kenntnis genommen. 

	LRA – Bauwesen rechtlich

Herr Emmer, 02.02.2012
a) Unter „A. Satzung“ wurden bei der jetzt vorgelegten Version die Rechtsgrundlagen für eine Ortsabrundungssatzung verwendet, nicht für eine Lückenfüllungssatzung; wieder die Präambel verwenden, wie bei der ersten Beteiligung, mit folgender Änderung: „Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) geändert worden ist.“

b) In § 1 ist der Begriff „Ortsteil“ irreführend, da es sich baurechtlich nur um einen sog. Weiler handelt; bei einem Ortsteil würden wir uns im Bereich von § 34 BauGB befinden

c) Im Verfahrensvermerkt ist im letzten Absatz § 44 BauGB falsch und daher zu streichen

d) Die in Ziff. 3 vom 03.03.2011 enthaltenen Anregungen wurden in die Planung eingearbeitet

 
	Die genannten Hinweise von Herrn Emmer werden noch in der Satzung übernommen. 


	Öffentliche Auslegung

Stellungnahmen


	Entscheidung oder Stellungnahme

des Gemeinderates

	nicht vorhanden
	-


b) Satzungsbeschluss
Der Marktgemeinderat beschließt die Aufstellung der Lückenfüllungssatzung für den Weiler „Salzgattern“ in der Fassung vom 01.03.2012 als Satzung. 
-------------------------------

 Gastinger
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